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Zeiten kommen und gehen – und kom-
men offensichtlich auch wieder. So 

auch Arbeitszeiten, die einen eher an 
Verhältnisse aus dem Frühkapitalismus 
denken lassen. Denn die maximale Wo-
chenarbeitszeit soll EU-weit auf bis zu 65 
Wochenstunden heraufgesetzt werden. 
LeiharbeiterInnen sollen dabei zumindest 
die gleichen Rechte wie Festangestellte 
bekommen, in Wirklichkeit werden sie 
aber weiter betrogen. 

Die Mehrheit der Arbeitsminister der 
27 EU-Mitgliedstaaten hat sich am 10. 
Juli, nach langjährigen Debatten, auf eine 
Arbeitszeit- und Leiharbeitsrichtlinie geei-

nigt und sie zum Beschluss an das EU-Par-
lament weitergeleitet. Im Herbst soll dort 
über die Richtlinien abgestimmt werden. 
Die Regierungen von Spanien, Belgien, 
Griechenland, Ungarn und Zypern übten 
Kritik an der Arbeitszeitrichtlinie, in der 
sie sich mehr Schutz der Beschäftigten 
gewünscht hatten, und forderten das EU-
Parlament auf, sich dagegenzustellen. 

Die Arbeitszeitrichtlinie 

Die konservativen Parteien sowie die eng-
lischen und deutschen Sozialdemokraten 
wollen die Forderung der Unternehmer 

erfüllen, die bisher zulässige Höchstar-
beitszeit von 48 Stunden pro Woche auf 
bis zu 65 Stunden zu erhöhen. Formell 
wird die 48-Stunden-Woche zwar als Norm 
dargestellt, es gibt aber Möglichkeiten, 
sie zu umgehen, so dass sie de facto wohl 
abgeschafft und auf 60 bzw. 65 Stunden 
ausgeweitet wird. Als reiner Hohn müssen 
die Behauptungen der europäischen Büro-
kratie und der Bundesregierung gewertet 
werden, die Direktive, zu der die Arbeits-
zeit- und Leiharbeitsrichtlinie gehören 
(2003/88/CE), sei zum Schutz der Arbei-

EUR 1,50

www.direkteaktion.org

Am 5. Juli 2008 fand ein „Globaler Ak-
tionstag“ gegen den Kaffeebar-Multi 

Starbucks statt. Im Zentrum der Proteste 
in knapp 80 Städten rund um den Globus 
stand die Art und Weise, wie die Kette 
regelmäßig gegen Beschäftigte vorgeht, 
die sich gegen ihre Arbeitsbedingungen 
zur Wehr setzen. Auslöser für die Aktio-
nen war denn auch die Solidarität mit 
zwei kurz zuvor gefeuerten Gewerkschaf-
terInnen: Monica im spanischen Sevilla 
und Cole in Grand Rapids, USA. Ein 
Schwerpunkt der Aktionen war die 
BRD, wo mehr als 40 Starbucks-
Filialen in 16 Städten Besuch 
von der FAU und Unterstüt-
zerInnen bekamen.

Die Bündelung von 
Protesten und Solidarität 
in Form eines „globalen 
Aktionstages“ hat es in 
den letzten Jahren häufi-
ger gegeben. Die weltwei-
ten Aktionen gegen das 
gewerkschaf tsfeindliche 
Verhalten – das „Union Bu-
sting“ – von Starbucks stellen 
jedoch etwas Neues dar, und der 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen 
macht die Aktionen zu etwas Beson-
derem, von dem wir hoffen, dass es sich 
in Zukunft häufiger ereignet. Es hat im 
Jahre 2002 schon einmal eine global koor-
dinierte Aktion gegeben, die die Arbeits-
bedingungen bei einem weltweit agieren-
den Konzern zum Inhalt hatte. Damals 
hatte die von der FAU organisierte „Inter-
nationale Solidaritätskonferenz“ (i2002) 
in Essen den Grundstein gelegt für einen 
weltweiten Aktionstag der McDonald's 
Workers' Resistance (MWR). Die Aktionen 
gegen Starbucks dürften allerdings der 
bislang erste Versuch sein, koordiniert in 
einen Arbeitskampf einzugreifen, der in 
mehreren Ländern gleichzeitig stattfin-
det. 

Im April 2008 wurde die Barista Mo-
nica im spanischen Sevilla vom iberischen 
Starbucks-Lizenznehmer Sigla S.A. ge-
feuert. Der tägliche Akt kapitalistischer 
Willkür wäre vielleicht ohne Antwort ge-
blieben, wäre Monica nicht Mitglied der 
Starbucks-Betriebsgruppe der spanischen 
Gewerkschaft CNT. Diese forderte sofort 
die Rücknahme der Kündigung und be-
gann – wie bei AnarchosyndikalistInnen 
üblich – mit Aktionen Druck auf Star-
bucks auszuüben.

Zur selben Zeit gab es, einige tausend 
Kilometer entfernt, noch eine weitere Ge-

werkschaft, deren Mitglieder ständig im 
Clinch mit dem Starbucks-Management 
lagen. In den USA haben sich etliche 
Baristas in der Starbucks Workers Uni-
on (SWU) organisiert, die den Industrial 
Workers of the World (IWW) angeschlossen 
ist. Als Reaktion auf diesen erfolgreichen 
Versuch, sich organisiert gegen die mie-
sen Arbeits- bedingungen 

zur Wehr zu setzen, 
hat das Unternehmen in den letzten Jah-
ren wiederholt Mitglieder der SWU gefeu-
ert und wegen unrechtmäßiger Entlassun-
gen auch schon Verfahren verloren. Als im 
Juni der SWU-Aktivist Cole Dorsey vor die 
Tür gesetzt wurde, war das Maß voll. CNT 
und IWW beschlossen, sich gemeinsam zu 
wehren, und riefen zu diesem Zweck den 
globalen Aktionstag gegen die Arbeits-
bedingungen bei Starbucks und für die 
Rücknahme der Kündigungen aus. Das 
Mittel des Aktionstages wurde gewählt, 
weil allen Beteiligten klar war, dass die 
gewerkschaftsfeindlichen Praktiken in 
Spanien und den USA kein isoliertes Phä-
nomen sind und dass man die Angriffe 
auf Beschäftigte eines „Global Player“ 
am besten auch durch handfeste globale 
Klassensolidarität beantwortet.

Vielleicht lag der Erfolg der Mobi-
lisierung auch darin begründet, dass 
Starbucks wenige Tage zuvor mit einem 
vielbeachteten Paukenschlag einen mas-
siven Abbau von Filialen in den USA und 
Australien ankündigte – 12.000 Jobs soll-
ten alleine in den USA vernichtet werden. 
Auf jeden Fall häuften sich in Sevilla und 

Grand Rapids schon bald die Meldungen 
von Gewerkschaften und sozialen Akti-
onsgruppen, die ankündigten, sich am 
Aktionstag zu beteiligen. Mit der Aktions-
form, mit der Möglichkeit, die kämpfen-
den KollegInnen direkt und überall gegen 
das Starbucks-Management unterstützen 
zu können, hatten die OrganisatorInnen 
offensichtlich ins Schwarze getroffen. Als 
am Abend des 5. Juli die Meldungen rund 
um den Globus eintrafen, waren dennoch 

alle überrascht. Argentinien, Austra-
lien, Brasilien, BRD, Chile, Frank-

reich, Irland, Italien, Japan, 
Großbritannien, Norwegen, 

Neuseeland, Österreich, Po-
len, Schweiz, Serbien, Slo-
wakei, Spanien, Taiwan, 
USA – immer länger wurde 
die Liste der Orte, an de-
nen Leute in die Filialen 
gingen, mit den Arbeite-
rInnen und KundInnen 
sprachen, Flugblätter ver-
teilten, Protesterklärungen 

verschickten. 
Derzeit ist noch nicht 

abzusehen, ob Starbucks sich 
dem massiven weltweiten Druck 

beugen wird. Eines aber ist bereits 
jetzt klar, der Aktionstag hat vielen Men-
schen gezeigt, welche Bedingungen rund 
um den Globus bei der Firma herrschen. Er 
hat aber vor allen Dingen gezeigt, dass es 
möglich und nötig ist, sich gegen weltum-
spannende Ausbeuter auch weltumspan-
nend zur Wehr zu setzen und dies nicht 
nur in Form von Sonntagsreden. 

Dass es die kleine aber global vernetz-
te und kämpferische anarchosyndikalisti-
sche bzw. unionistische Gewerkschaftsbe-
wegung war, die dieses Beispiel gesetzt 
hat, zeigt, welches Potential in ihren Rei-
hen steckt und was sie den trägen Riesen-
apparaten voraus hat. Gleichzeitig zeigt 
sich aber auch, dass es nötig es ist, den 
Schritt von den eher symbolischen Solida-
ritätsaktionen hin zu einer Aktionsform 
zu machen, die letztlich erheblich effekti-
ver ist: einem global koordinierten Streik 
von Starbucks-Beschäftigten. In Spanien 
wurde bereits ein Schritt in diese Richtung 
gemacht. Als Ergebnis des Aktionstages 
haben sich Baristas in weiteren Filialen 
der CNT angeschlossen. Bleibt zu hoffen, 
dass dieses Beispiel Schule macht. 

robot

Für weitere Informationen siehe unser 
Starbucks-Special auf S. 12 und 13.

Fortsetzung auf Seite 4

Global gegen       	
			   Starbucks

Beachtliche Mobilisierung am Aktionstag gegen international agierende Kaffeehauskette – und 
mittendrin die FAU

Geknechtetes Leben
Die 65-Stunden-Woche kommt zurück. EU-Arbeitsminister verabschieden neue  

Arbeitszeit- und Leiharbeitsrichtlinie.

Freiheit statt Angst!
Auch in diesem Jahr 
mobilisiert wieder ein breites 
Bündnis zu einer zentralen 
Demonstration gegen die 
ausufernde Überwachung 
durch Wirtschaft und Staat. 
Die Forderungen umfassen u.a. 
die Abschaffung bestehender 
Überwachungsinstrumente 
und die Gewährleistung der 
freien Meinung im Internet. 
Da niemand, der sich ständig 
überwacht fühlt, sich 
unbefangen für seine Rechte 
und eine gerechtere Gesellschaft 
einsetzen kann, mobilisieren 
auch verschiedene FAU-Gruppen 
zu der Demo.
Start der Demo am 11. Okt. 
2008 ist um 14.00 Uhr am 
Alexanderplatz in Berlin. Weitere 
Informationen siehe auf Seite 5 
dieser Ausgabe.

„The road is made by 
walking“
In den New Yorker 
Hafenstadtteilen arbeiten 
viele ArbeiterInnen über 
60h die Woche, weit unter 
Mindestlohn, ohne Kranken- und 
Sozialversicherung. Viele von 
ihnen sind illegal. Ihnen droht 
bei Aufbegehren nicht nur die 
Kündigung, sondern auch die 
Abschiebung. Dennoch haben 
sich seit 2005 die Beschäftigten 
mehrerer Lagerhäuser den 
IWW angeschlossen. Stephanie 
Basile, Mitglied der IWW New 
York City, stattet im Sept. der 
BRD einen Besuch ab und wird 
über diese Kampagne berichten.
30 min. Vortrag auf Englisch 
mit dtsch. Übersetzung 
sowie zwei Aktionsvideos 
und anschließendem Raum 
für Fragen und Antworten. 
Genaueres siehe Termine auf 
Seite 9.

Kauf Dich glücklich!

Es begann als verwegenes, 
ja fast aussichtsloses 
Unterfangen. 30 Jahre später 
stiftet die FAU immer noch 
Unruhe unter denen, die zum 
Kuschen angehalten sind. Nun 
liegt das erste Buch über die 
Geschichte der FAU vor, von der 
Gründung 1977 bis zum «Strike-
Bike» 2007. Von einfachen 
GewerkschafterInnen erarbeitet 
und mit mehr als 300 Fotos und 
Reproduktionen ausgestattet, 
ist es ein lebendiges Beispiel 
für eine Geschichte von 
unten. Ein Muss für alle, die 
mehr wissen wollen über 
den Anarchosyndikalismus in 
Deutschland heute.
„FAU. Die ersten 30 Jahre.“ 
Buch, 256 Seiten, EUR 14,50 
Gemeinschaftsproduktion von 
FAU-MAT,  
Syndikat A & Edition AV
ISBN 978-3-86841-004-4
Bestellungen auf:  
www.syndikat-a.deDi
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terInnen und ihrer Gesundheit gemacht. 
„Der letzte offene Punkt, den der Rat gelöst 

hat, war die sogenannte „opt-out Regelung“, 
d.h. die Möglichkeit, dass die maximale wö-
chentliche Arbeitzeit (48 Stunden) nicht gilt, 
wenn der Arbeiter einer längeren Arbeitszeit 
zustimmt“, heißt es in einer Erklärung. Macht 
jemand von dieser Möglichkeit Gebrauch, 
kann die wöchentliche Arbeitszeit auf bis zu 
60 Stunden ausgedehnt werden. Neben dieser  
individuellen „freiwilligen“ Überschreitung 
der 48-Stunden-Woche stellt der sog. Bereit-
schaftsdienst einen anderen wichtigen Punkt 
in der Arbeitszeitrichtlinie dar. Unter Bereit-
schaft wird die Zeit verstanden, in der Be-
schäftigte am Arbeitsplatz zur Verfügung ste-
hen müssen, um bei Bedarf des Unternehmers 
bestimmte Arbeiten auszuführen. Im Hinblick 
auf die Bereitschaftszeiten macht die Richtli-
nie eine trickreiche Unterscheidung zwischen 
„aktiver“ und „inaktiver“ Zeit. 

Damit sollen die Urteile des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH) ausgetrickst werden. Der 
EuGH hielt in zwei Urteilen (Simap/Jäger) fest, 
dass Bereitschaft prinzipiell als Arbeitszeit zu 
gelten habe, da die Beschäftigten im Betrieb 
anwesend sein müssen, falls ein Notfall auf-
tritt. Diese Urteile brachten die EU-Staaten vor 
allem im Gesundheitsbereich in Schwierigkei-
ten, da die Ärzte in fast allen Krankenhäusern 
der Union illegalerweise länger als erlaubt ar-
beiten müssen. 

Es wurde daher die sogenannte „inaktive“ 
Bereitschaft erfunden, ein Zeitraum, in dem 
der Beschäftigte die Verpflichtung hat, am 
Arbeitsplatz zur Verfügung zu stehen, vom Ar-
beitgeber aber nicht zu  Tätigkeiten eingesetzt 
wird. Die „inaktive“ Bereitschaft auf Abruf 
soll EU-weit nicht als Arbeitszeit anerkannt 
werden, außer einzelstaatliche Gesetze oder 
Regelungen, ein Tarifvertrag oder eine Verein-
barung zwischen den „Sozialpartnern“ sehen 
dies ausdrücklich vor. Dagegen soll die „ak-
tive“ Bereitschaft, bei der es am Arbeitsplatz 
auch zum Einsatzfall kommt, als Arbeitszeit 
gewertet werden. 

Die maximale wöchentliche Arbeitszeit 
bleibt also auf dem Papier bei 48 Wochenstun-
den, inklusive Überstunden und „aktiver“ Be-
reitschaft. In den Ländern, in denen nur die 
„aktive“ Bereitschaft als Arbeitszeit gilt, ist die 
60-Stunden-Woche möglich, wenn über einen 
Zeitraum von drei Monaten der Arbeitsdurch-
schnitt bei 48 Stunden liegt. Das kann per 
Tarifvertrag oder durch eine Vereinbarung der 
„Sozialpartner“ aber noch verschlechtert wer-
den. Falls willige Gewerkschaften mitspielen 
und entsprechende Tarifverträge unterschrei-
ben, kann ein Durchschnittszeitraum von zwölf 

Monaten vereinbart werden. Die christlichen 
Pseudo-Gewerkschaften und auch Verdi wer-
den sich wohl nicht lange bitten lassen. Für 
den unwahrscheinlichen Fall, dass sich in ei-
nem Land keine Gewerkschaft findet, die sol-
che Verschlechterungen unterschreibt, kann 
die 12-Monats-Regelung auch per Gesetz, nach 
Gesprächen mit den „Sozialpartnern“, einge-
führt werden. 

Wenn bei ArbeiterInnen die „inaktive“ Ar-
beitszeit während des Bereitschaftsdienstes 
auf die Arbeitszeit angerechnet wird und es 

keinen Tarifvertrag gibt, kann eine maximale 
wöchentliche Arbeitszeit von 65 Stunden gel-
ten, wenn es auch im Durchschnitt über drei 
Monate gerechnet wieder 48 Stunden sein 
müssen. 

Die „Zeitarbeits“-Richtlinie 

LeiharbeiterInnen sollen vom ersten Tag 
an grundsätzlich die gleichen Rechte in den 
Betrieben bekommen wie die fest angestellten 
KollegInnen. Diese Gleichstellung kann ver-
hindert werden, wenn willige Gewerkschaften 
mit den Bossen Verschlechterungen durch ei-
nen Tarifvertrag vereinbaren. 

In Deutschland wird es daher keine gro-
ßen Änderungen geben. Hier wurde bereits im 
Rahmen der Agenda 2010 der Grundsatz der 
gleichen Bezahlung und Behandlung (equal 
pay – equal treatment) von LeiharbeiterInnen 
beschlossen, durch die DGB-Tarifgemeinschaft, 
unter der Führung von Verdi, wurden den Leih-
arbeiterInnen diese Rechte per Tarifvertrag mit 
den Verbänden der Leiharbeit (BZA/iGZ) jedoch 
wieder genommen. Der Betrug um die gleichen 

Bedingungen für LeiharbeiterInnen findet in 
Deutschland durch einen Nebensatz im Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz (AÜG) statt: „Ein 
Tarifvertrag kann abweichende Regelungen 
zulassen. Im Geltungsbereich eines solchen 
Tarifvertrages können nicht tarifgebundene 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung 
der tariflichen Regelungen vereinbaren.“ 

Damit  kann die gleiche Bezahlung und Be-
handlung durch Verschlechterungstarifverträ-
ge außer Kraft gesetzt werden. Das Besondere 
ist dabei, dass üblicherweise die Leistungen 

aus Tarifverträgen nur den Mitgliedern der ab-
schließenden Gewerkschaft zugute kommen; 
in diesem Fall können die Verschlechterungen 
aber allen Beschäftigten der Branche aufge-
zwungen werden. 

In der EU-Leiharbeitsrichtlinie soll die 
weitere Schlechterstellung der Leiharbeite-
rInnen durch eine Formulierung im Artikel 
5  (Abs. 3) sichergestellt werden, die mit der 
deutschen Regelung fast identisch ist. Für 
Staaten, in denen Tarifverträge unüblich sind, 
wird sicherheitshalber mit Artikel 5  (Abs. 4) 
die Möglichkeit geschaffen, LeiharbeiterInnen 
auch durch landesweite Vereinbarungen der 
„Sozialpartner“ um ihre Rechte zu betrügen. 
Das deutsche Modell, Rechte auf dem Papier zu 
gewähren, um sie dann durch Vereinbarungen 
mit gefälligen Gewerkschaften wieder außer 
Kraft setzen zu lassen, soll damit europäischer 
Standard werden. 

Welche Chancen wir haben, die Arbeitszeit-
richtlinie zu verhindern, werden die nächsten 
Monate zeigen. Die CNT bereitet derzeit jeden-
falls eine Kampagne in Spanien vor. 

kc

Fortsetzung von Seite 1

Kampagnenbild der CNT zur 65-Stunden-Woche

Keine Arbeit 
ohne Lohn!

Üble Spielchen auf dem Bau

Ende Juli versammelten sich knapp 50 Arbei-
ter vor der Passauer Baufirma Berger Bau. De-
ren Geschäftsleitung hatte den rumänischen 
Bauleuten die Abschiebung angeboten, war 
aber nicht bereit, die ausstehenden Löhne 
von insgesamt 130.000 Euro auszuzahlen. Bis 
dahin hatten die Arbeiter auf dem MAN-Gelän-
de in Nürnberg gearbeitet, in Diensten eines 
Subunternehmens für Berger Bau. Nachdem 
das Sub offiziell Konkurs anmeldete, muss 
nun eigentlich der Generalunternehmer für 
Forderungen geradestehen – aber Berger Bau 
spielt auf Zeit und will das Verfahren vor dem 
Arbeitsgericht abwarten, vorher könne man 
nur die Kosten für einen Bus nach Rumänien 
übernehmen. Ein Hohn für die inzwischen 
verschuldeten Arbeiter, die sich an den Euro-
päischen Verband der Wanderarbeiter (EVW) 
wandten und nun auf gewerkschaftliche Ak-
tivitäten setzen. Das Motto: Keine Arbeit ohne 
Lohn! Mit der Protestaktion vor Ort ließ sich 
Berger Bau zumindest zu einer Abschlagszah-
lung von 700 Euro pro Person bewegen – gut 
100.000 Euro stehen aber noch aus. (AE)

Arbeit hinter Gittern

Ein kleines Schlaglicht auf das Leben hinter 
Gittern warf Anfang August der einwöchige 
Hungerstreik von mehr als 500 Gefangenen 
in 29 Knästen. Die Einsitzenden forderten 
die Abschaffung der Haftkosten, der Isola-
tionshaft und der Sicherungsverwahrung 
sowie ein Ende der Überbelegung der Zellen. 
Die Situation der etwa 75.000 Gefangenen 
in diesem Land ist weitgehend unbekannt, 
in die Öffentlichkeit rücken sie meist nur 
mittelbar: durch die Gefängnisbauten selbst 
und durch Knast-Shops (siehe DA Nr. 187). 
Über diese Shops vertreiben die staatlichen 
Knastverwaltungen die Produkte, die von den 
Gefangenen hergestellt wurden. Denn für sie 
herrscht Arbeitspflicht, die Entlohnung da-
bei ist allenfalls symbolisch. Im Frühjahr 
2008 sind spärliche Informationen über das 
Ausmaß dieses Sektors der Lohnsklaverei 
bekannt geworden: NRW-Justizministerin 
Müller-Piepenkötter bestätigte, dass 2007 
allein von den Gefangenen des Landes Nordr-
hein-Westfalen 44,9 Mio. Euro Umsatz erwirt-
schaftet wurden. Die Arbeit der Gefangenen 
habe nicht nur „pädagogischen Charakter“, 
sondern solle auch zur „Selbstfinanzierung 
der Anstalten“ beitragen. (AE)

Vorenthaltene Urlaubsansprüche

Auch die Vorenthaltung von Ansprüchen über 
den Basislohn hinaus kann als ein Fall von 
unbezahlter Arbeit betrachtet werden: Unter 
dem Strich wird die Gesamtarbeit nicht an-
gemessen honoriert, egal in welcher Form; 
umgerechnet wird ein angenommener Teil 
der Arbeit indirekt umsonst erbracht. Im Juli 
klagte deswegen ein Mitglied der FAU Berlin 
vor dem Arbeitsgericht gegen seinen ehem. 
Arbeitgeber (PromarktOnline) und forderte 
eine Entschädigung für nicht ausgezahlte Ur-
laubsansprüche (für 8 Monate). In einer Gü-
teverhandlung schlug die Richterin zunächst 
einen Vergleich über die Hälfte der Ansprüche 
vor. Eine Zustimmung des Arbeitgebers steht 
noch aus. (HM)

Weiteres zu unbezahlter Arbeit siehe auf: 
www.keine-arbeit-ohne-lohn.de

Das ist Geld wert
Mitte August 
meldete das 

Statistische Bundesamt 
einen durchschnittlichen 
Preisanstieg von 9,9% im 

Vergleich zum Vorjahr. Zuletzt 
waren die Preise binnen 
eines Jahres Anfang der 

1980er so stark gestiegen. 
Die Statistiker machten v.a. 

Energie und Brennstoffe 
als Preistreiber aus, danach 

rangierten Getreide und 
Futtermittel, gefolgt von 

Industrie-Rohstoffen sowie 
Obst und Gemüse: Inflation in 

voller Blüte.

Kein Niedergang 
der Industrie

Den Warnungen vor 
einem Niedergang des 

„Industriestandorts 
Deutschland“ zum Trotz 

verlor die Industrie in den 
letzten 15 Jahren keineswegs 

an Bedeutung. Das teilte 
das Statistische Bundesamt 

bereits im April mit. Das 
verarbeitende Gewerbe stellte, 
wie 1993, auch 2007 fast 25% 

des Bruttoinlandsprodukts. 
Die Produktivität in der 

Industrie stieg in diesem 
Zeitraum um 3,8% pro Jahr 

– die Lohnentwicklung blieb 
mit 2,9% deutlich dahinter 

zurück.

Streiks in 
Deutschland

 Die Republik sah 2007 
so viele Streiks wie seit 1993 

nicht mehr. Bereits Mitte 
2008 ist die Vorjahresquote 

überschritten, meldete 
die Frankfurter Rundschau. 

Konkrete Zahlen zu nennen, 
ist indes schwierig: 

Die Bundesagentur für 
Arbeit, die die offiziellen 

Zahlen (286.000 
Ausfalltage für 2007) 

liefert, ist für statistische 
Schönheitsoperationen 

bekannt. Die verschiedenen 
Gewerkschaften rechnen 

ihrerseits bereits Warnstreiks 
hinzu (500.000 für 

2007). Nach Angaben des 
unternehmernahen Instituts 

der deutschen Wirtschaft 
sei die 500.000er-Marke 

2008 bereits überschritten. 
Zumindest der Trend ist 

unverkennbar.

Zusammenstellung: AE

Zahlen, bitte!

Liberale Rufe nach Vater Staat
Die Debatte über die Einschränkung der Gewerkschaftsfreiheit in Deutschland

Anzeige

Anzeige

Dass er kein Rufer in der Wüste ist, dessen 
war sich Lufthansa-Arbeitsdirektor Lau-

er wohl sicher, als er für die konzerneigene 
PR-Zeitung „Lufthanseat“ zur Feder griff. 
Anfang August, als Arbeitskämpfe mehrerer 
Gewerkschaften die Flugzeuge an den Boden 
fesselten, nahmen v.a. konservative Presseor-
gane den Ball gern auf: Der Manager forderte, 
sekundiert vom Vorstandsvorsitzenden Mayr-
huber, einen „Verhaltenskodex“ der Gewerk-
schaften. Nein, er stelle keine Forderung, son-
dern unterbreite einen „Vorschlag“: 

Die Gewerkschaften ver.di, Cockpit und 
UFO sollten sich mit der Unternehmensspit-
ze zu einem „Dialog am runden Tisch“ zu-
sammensetzen und eine Schlichtungsrege-
lung vereinbaren. Bevor die Beschäftigten 
ihre Macht einsetzen, solle es künftig immer 
eine Mediation mit „neutralen Dritten“ ge-
ben. Schließlich kam Lauer denn zum Punkt: 
Für die Lufthansa sei es ganz „wichtig, dass 
Streiks rechtzeitig angekündigt werden“. So 
simpel naiv und scheinfreundlich Lufthansa 
sich gibt, so schnell ist der Holzhammer her-
vorgeholt: Sollten diese Gespräche zu keiner 
Einigung führen, müssten Gesetze her. Es be-
stehe „dringender Handlungsbedarf“ für die 
Politik.

Ganz offensichtlich sieht man sich in den 
Chef-Etagen als Opfer eines aufkeimenden Ge-

werkschaftspluralismus. Erst der ver.di-Streik 
Anfang August, zeitgleich Warnstreik in einer 
Tochtergesellschaft (CityLine) der Cockpit-Mit-
glieder, und für Anfang 2009 werden ebenfalls 
Streiks im Zuge von Verhandlungen zwischen 
UFO und Lufthansa erwartet.

Dem Lamento schlossen sich an: Die-
ter Hundt (BDA), Vertreter des Instituts der 
Deutschen Wirtschaft (IW), der FDP sowie 
weitere Konzernvorstände (Fraport). Auch 
Bahn-Boss Mehdorn dürfte heimlich auf 
Bruderschaft trinken, hatte er doch bereits 
in seinen Kanzlerbrief vom November 2007 
einen „Ordnungsrahmen zum Erhalt der Ta-
rifeinheit“ angemahnt. Indes war sich SPD-
Abgeordneter, „Wirtschaftsexperte“ und ver.
di-Mitglied Rainer Wend nicht zu schade, me-
dienwirksam Beifall zu klatschen und sogar 
eine Verfassungsänderung zur Einschränkung 
der Tarifautonomie durch Tarifgemeinschaft 
oder Vertretungsmonopole zu fordern. Es sei 
"dauerhaft nicht hinnehmbar", wenn sich 
Streiks durch die Konkurrenz von Gewerk-
schaften hochschaukelten.

Tatsächlich steigt die Zahl der Streiks seit 
2006, liegt im europäischen Vergleich aber 
noch immer auf niedrigem Niveau. Im selben 
Jahr setzten die ÄrztInnen ein Fanal gegen die 
Lohnbescheidenheit der DGB-Gewerkschaft – 
die sog. „Spartengewerkschaften“ sind seither 

im Aufwind und auch der 
DGB gibt sich kämpferi-
scher. Kaum kommt also 
ein bisschen Bewegung in die hiesige Tarif- 
und Gewerkschaftslandschaft, schon fällt den 
Herren Unternehmern nichts anderes mehr ein 
als der Ruf nach dem Staat.

Die DGB-nahe Böckler-Stiftung und Ar-
beitsrechtler hielten derweil gegen: Eine Ein-
schränkung der Koalitionsfreiheit (GG §9 Abs. 
3) sei nicht gerechtfertigt. Das eigentliche 
Problem sei vielmehr die Unterbietung von 
Tarifnormen, etwa durch christliche Gewerk-
schaften. Zudem sei das Potential der Spar-
tengewerkschaften begrenzt. Das sieht auch 
die Regierung derzeit ähnlich. Damit war das 
Thema erst einmal gegessen – ausgeschlossen 
ist indes nicht, dass es im Wahlkampf noch-
mal hochkommt. Zudem sei dahingestellt, ob 
der Lufthansa-Vorstand mit einer Einheitsge-
werkschaft glücklicher würde, wo schon jetzt 
nur 51% der ver.di-Mitglieder im Konzern den 
neuen Tarif akzeptieren wollten. Und dennoch 
ist es bezeichnend, dass sich die Unternehmer 
wegen der von Spartengewerkschaften losge-
tretenen Aktivitäten endlich besorgt fühlen. 
Als die Einheitsgewerkschaft die Zügel noch 
fest in der Hand hielt, wog man sich jedenfalls 
noch in Sicherheit.

André Eisenstein
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11. Oktober 2008: „Freiheit statt Angst“-Demo in Berlin

Für den 11. Oktober mobilisiert auch in die-
sem Jahr ein breites Bündnis zu einer bun-
desweiten Demonstration gegen den immer 
mehr ausufernden Überwachungsstaat und 
die Datengier der Wirtschaft. Der Überwa-
chungswahn greift um sich. Staat und Un-
ternehmen registrieren, überwachen und 
kontrollieren uns immer vollständiger. Egal, 
was wir tun, mit wem wir sprechen oder te-
lefonieren, wohin wir uns bewegen oder fah-
ren, mit wem wir befreundet sind, wofür wir 
uns interessieren, in welchen Gruppen wir 

engagiert sind – der „große Bruder“ Staat und die „kleinen Brüder und Schwe-
stern“ aus der Wirtschaft wissen es immer genauer. Der daraus resultierende Man-
gel an Privatsphäre und die Vertraulichkeit gefährden die Freiheit des Glaubens-
bekenntnisses, die Meinungsfreiheit, die Pressefreiheit, die Koalitionsfreiheit, 
die Arbeit von Ärzten, Beratungsdiensten und Rechtsanwälten. Die vielfältige 
Agenda der Reform des Sicherheitssektors umfasst die Aufhebung der Trennung 
von Polizei, Geheimdiensten und Militär und gefährdet damit die Gewaltenteilung 
und -balance. Unter Einsatz von Massen-Überwachungstechnologie führt die 
grenzenlose Zusammenarbeit von Militär, Geheimdiensten und Polizeibehörden 
zum Aufbau von „Festungen“ in Europa und anderen Kontinenten, die sich ge-
gen Flüchtlinge und anders aussehende Menschen richten, aber zum Beispiel 
auch politische Aktivisten, arme und unterprivilegierte Menschen und Sportfans 
betreffen.

Start der Demonstration ist um 14.00 Uhr am Alexanderplatz. Auch verschie-
dene Gruppen der FAU mobilisieren wie in den Vorjahren. Achtet auf die schwarz-
roten Fahnen! Infos zur Demo unter www.freiheitstattangst.de.

Konzern-Spitzel infiltriert Attac Schweiz

Mehr als ein Jahr lang hat eine Mitarbeiterin des Sicherheitsdienstes Securitas 
unter dem falschen Namen „Sara Meylan“ das Netzwerk Attac in der Schweiz 
ausspioniert. Auftraggeber der Aktion ist einem Bericht des Schweizer Fernseh-
sender TSR zufolge der weltgrößte Nahrungsmittel-Multi Nestlé gewesen. Meylan 
hatte unter anderem an dem Buch „Attac gegen das Imperium Nestlé“ mitgearbei-
tet und soll dabei sämtliche Recherchen an die Nestlé-Konzernzentrale in Vevey 
weitergegeben haben.

Der Arbeitgeber der Spitzelin, der Sicherheitsdienst Securitas, operiert nach 
Angaben der zuständigen Polizeibehörde schon seit Jahren mit geheimdienstli-
chen Methoden. So erklärte Jean Sauterel (Kantonspolizei des Waadtlands), man 
wisse von Securitas, „dass sie verschiedene Gruppen von Globalisierungsgegnern 
infiltriert haben.“ Der Generalsekretär der Securitas, Reto Casutt, musste denn 
auch im Schweizer Fernsehen zugeben, dass seine Firma von Nestlé beauftragt 
worden sei, Globalisierungsgegner auszuspähen. Nestlé selbst bzw. der Konzern-
Sicherheitsdienst, dessen Chef ein ehemaliger Agent des britischen Geheimdien-
stes MI6 ist, wollte sich zu dem Vorfall nicht äußern. Attac hat mittlerweile 
Strafanzeige gestellt.

Elena – Pilotanwendung für den Trojanischen Schlüssel

Die Bundesregierung plant die Einführung einer Signatur-Chipkarte für sämt-
liche lohnabhängig Beschäftigten in der BRD. Auf dieser Karte befindet sich 
ein digitaler Schlüssel, mit dem Behörden vereinfachten Zugriff auf die zentral 
gespeicherten Gehaltsunterlagen von mehr als 40 Millionen Menschen erhalten 
sollen. Zunächst soll die Karte für „Elena“ benutzt werden. Das klangvolle Kürzel 
steht für den „elektronischen Entgeltnachweis“. Künftig soll die Chipkarte dann 
aber auch der Generalschlüssel für die Beantragung u.a. von Kinder-, Arbeitslo-
sen-, Übergangs-, Wohn- oder Elterngeld sein. Technisch steckt hinter der Karte 
das gleiche Verfahren wie schon bei der umstrittenen „Gesundheitskarte“. Auf 
dem Chip befindet sich ein eindeutiger Signaturschlüssel. Die Bundesagentur 
für Arbeit wird die Bezieher von Leistungen künftig auffordern, mit ihrer Kar-
te den SachbearbeiterInnen den Zugriff auf den Zentralspeicher zu gewähren, 
an den die Firmen monatlich die Gehaltszahlungen übermitteln müssen. Der so 
entsperrte Datensatz kann dann direkt in das System der Behörde übernommen 
werden.

Die Kosten für die Karte müssen die Beschäftigten tragen, wobei diese Ko-
sten immer wieder anfallen. Wirtschaft und Behörden erhoffen sich von der 
Chipkarte neben der Einführung einer zentralen Signatur-Infrastruktur Perso-
naleinsparungen durch Verwaltungsvereinfachung. Für die Beschäftigten ist die 
Karte ein weiterer Schritt hin zu einer immer mehr zentralisierten und abgleich-
baren Datenkrake.

Südwestmetall horcht Azubis aus

Ein besonders dreistes Beispiel an Datensammelwut legte im Mai der Bildungs-
träger „Berufliche Bildung GmbH“ im Auftrag des Verbandes der Metall- und 
Elektroindustrie Baden-Württemberg (Südwestmetall) an den Tag. Auszubildende 
sollten einen Fragebogen mir rund 40 Fragen beantworten, die weit in die Pri-
vatsphäre eingreifen. So wollten die Bosse u.a. wissen, ob ihre Azubis Moscheen 
oder Kirchen besuchen und welche Drogen sie so konsumieren. Auch über die 
Eltern hätte man gerne Auskunft: Was für eine Berufsausbildung haben die, 
welche Medien werden in der Familie genutzt, wurden Konsumgüter bar bezahlt 
oder auf Raten gekauft, gibt es im Haus ein Auto oder Kunstwerke und besitzt 
das Haus einen Garten?

Zwar versicherte Südwestmetall, die Umfrage sei anonymisiert, aber gleich zu 
Beginn werden auf den Fragebögen Schul- und Unternehmensnummer sowie die 
Personennummer abgefragt. In etlichen Fällen soll den Azubis auch signalisiert 
worden sein, dass ihre berufliche Perspektive mit dem Ausfüllen der Fragebögen 
verknüpft sei.

Gläserne Zeiten
Zentrale Arbeitszeiterfassung: Wie die Organisationsreform der Unfallversicherung  

ein Überwachungsinstrument wird

Ein neuer Monat, eine neue Überwachungs-
maßnahme: Am 25. Juni wurde die Orga-

nisationsreform der Unfallversicherung be-
schlossen. Diese soll eigentlich der Straffung 
des berufgenossenschaftlichen Systems die-
nen. Aber neben Neuerungen, wie z.B., dass 
die Berufsgenossenschaften von 23 Stück auf 
neun reduziert werden, oder der Verringerung 
der Erwerbsminderungsrenten, wurde eine 
zentrale Erfassung der in der BRD geleisteten 
Arbeitszeit beschlossen.

Ganz konkret heißt das, dass jeder Betrieb 
Stechuhren oder andere Systeme einführen 

muss, mit denen die 
Arbeitszeiten genau 
protokolliert werden 

sollen. Die daraus 
gewonnenen Da-
ten müssen dann 
an die jeweilige 
Krankenversiche-

rung weitergege-
ben werden, und die 
wiederum gibt die 
Daten an die Ren-
tenversicherung und 

die Träger der Unfallversicherung weiter. Diese 
berechnen nun anhand der Arbeitszeit und der 
Gefahrenklasse der Arbeit einen Beitrag, den 
der Arbeitgeber zu zahlen hat.

Die somit entstehende Datenbank bietet 
tiefen Einblick in das Leben der ArbeiterInnen, 
da darin nicht nur steht, wie viel jeder Arbeiter 
und jede Arbeiterin in der BRD arbeitet, son-
dern auch vermerkt wird, welche Tätigkeiten 
verrichtet werden, um damit die Gefahrenklas-
se zu bestimmen. Im Gegensatz zu der alten 
Regelung werden die Informationen nicht 
mehr betriebsweise weitergegeben, sondern 
individuell durch jeden Arbeiter. Dies und 
die zentrale Sammlung der Daten erlaubt eine 
Verbindung und den Abgleich mit anderen Da-
tenbanken. Werden die Daten der „Zentralen 
Arbeitszeiterfassung“ z.B. mit der neu einge-
führten Job-Card kombiniert, kommt jeder, der 
auf die Job-Card zugreifen darf, an umfang-
reiche Informationen über den Besitzer. Die 
Verwendungsmöglickeiten der Informationen 
sind im Moment noch so eingeschränkt, dass 
eine solche Kombination vorerst nicht möglich 
ist. Ob das so bleibt oder ob die Informationen 
wie bei der LKW-Maut immer freigiebiger her-
gegeben werden, kann keiner sagen. Ebenso 
wenig, ob oder wie viele Leute unerlaubt auf 
diese Datenbanken zugreifen.

Als Begründung für die Zentrale Arbeits-
zeiterfassung wird Kostenersparnis angege-
ben. Diese soll zustande kommen, indem die 
Berufsgenossenschaften die Beiträge nach der 
exakten Arbeitszeit erheben können. Doch die 

Berufsgenossenschaften hatten bereits zuvor 
das „Recht“, die Informationen anzufragen, 
die nun unter die Zentrale Arbeitszeiterfassung 
fallen, aber offensichtlich gar kein Interesse 
daran. So wurde es bisher geduldet, dass die 
Informationen nur pauschal gemeldet wurden. 
Und viele Betriebe haben deswegen kein Zei-
terfassungssystem. Kosten werden also nicht 
wirklich gespart. Im Gegenteil: alle, die sparen 
müssten, beschweren sich über Mehrkosten 
und übermäßige Bürokratie. Auch erklärte so-
gar der Präsident des Bundesverbands mittel-
ständische Wirtschaft (BVMW), Mario Ohoven, 
dass es Kleinstunternehmen nicht zugemutet 
werden könne, aufwendige Zeiterfassungssy-
steme zu installieren, und dass die geplante 
Neuregelung sogar bei der gesetzlichen Unfall-
versicherung auf Ablehnung stöße. Bezeich-
nend in diesem Zusammenhang ist, dass der 
Nationale Normenkontrollrat, der überprüfen 
soll, welche Bürokratiekosten entstehen, ge-
rade die fragliche Neuregelung nicht überprüft 
hat. 

Da die offiziell angegebenen Gründe für 
die Zentralisierung der Arbeitszeiterfassung 
offensichtlich nicht stimmen, dieses Gesetz 
aber einen enormen Einblick in die Arbeitswelt 
zulässt, kann man annehmen, dass genau dies 
der Zweck des Gesetzes ist.

Tim Grocki

Prekäre Vorführung
Miese Arbeitsbedingungen in der Kinobranche. Der Fall einer Service-Kraft im Berliner Kino Babylon zeigt: 

Gegenwehr lohnt sich. 

Am Berliner Rosa-Luxemburg-Platz ist noch 
ein Hauch vergangener Tage zu spüren, 

hier mischt sich noch Kultur mit linker Politik. 
Auch das Kino Babylon Mitte ist hier behei-
matet, gegenüber der Volksbühne, nur wenige 
Schritte vom Karl-Liebknecht-Haus entfernt. 
Sicherlich eins der schönsten und programma-
tisch interessantesten Kinos der Hauptstadt, 
in dem von Antifa bis Linkspartei auch alles, 
was sich links wähnt, gern zu Veranstaltungen 
und Filmreihen lädt. 

In der Kinobranche ist das Babylon nicht 
unumstritten: Die Vergabe des kommunalen 
Kinos an den jetzigen Betreiber roch seinerzeit 
doch sehr nach PDS-Seilschaften. Der damalige 
Kultursenator Flierl hatte 2005 am zuständi-
gen Gremium vorbei der jetzigen "Neue Baby-
lon Berlin GmbH" von Timothy Grossman und 
Tobias Hackel das Traditionshaus zugeschanzt. 
Dennoch konnte das Kino in den vergangenen 
Jahren bei Cineasten durch ein im Vergleich zu 
früheren Tagen wesentlich engagierteres Pro-
gramm punkten und nahm den KritikerInnen 
damit den Wind aus den Segeln.

Babylonische Realität

Erst eine Klage der Service-Kraft Jason Kirk-
patrick vor dem Arbeitsgericht im Juli dieses 
Jahres brachte die Betreiber wieder in die Kri-
tik. Kirkpatrick hatte gegen seine Kündigung 
geklagt: "Mir wurde ohne Angaben von Grün-
den fristlos gekündigt. Das einzige was ich mir 
vorzuwerfen hatte, war, dass ich ein besseres 
Feedback-System für die Beschäftigten vorge-
schlagen hatte und gefragt habe, ob Dienst-
versammlungen mit Anwesenheitspflicht nicht 
bezahlt werden sollten." Andere Beschäftigte 
bestätigten der Presse gegenüber, dass diese 
Hire-and-Fire-Methoden gängige Praxis im 
Babylon seien und es auch sonst nicht rosig 
um die Arbeitsatmosphäre und -bedingungen 
stehe.

Dass die Berliner Kinolandschaft alles an-
dere als großes Kino für die dort Arbeitenden 
ist, ergab bereits eine Untersuchung, die das 
Kultursyndikat der FAU Berlin vor einigen Jah-
ren durchgeführt hat. "10 Euro Stundenlohn 
sind schon seltene Ausnahmen, die Regel sind 
5, 6 Euro mit starker Tendenz nach unten", 
berichtete ein Aktivist damals. Das Personal 
rekrutiere sich aus 50-100% Studierenden und 
SchülerInnen, bezahlter Urlaub und Lohnfort-

zahlung im Krankheitsfall seien meist Fremd-
worte. 

Das Kino Babylon ist da keine Ausnahme. 
Die Belegschaft besteht größtenteils aus Aus-
hilfen, die für einen Stundenlohn von 5,50 bis 
7 Euro arbeiten. Bei der Schichteinteilung geht 
es zu wie auf dem Tagelöhnermarkt. Grundle-
gende Rechte werden den Beschäftigten vor-
enthalten und so manches Festival wird in der 
unbezahlten Freizeit organisiert. Oder gleich 
von Praktikanten erledigt. "Vom Praktikanten 
zum eigenen Festival" heißt dann auch sin-
nigerweise eine Jobannonce auf der Website 
des Kinos. 

Kleiner Erfolg, neue Perspektiven

Kirkpatrick war der erste, der sich gegen diese 
Gepflogenheiten zur Wehr gesetzt und seinen 
Fall massiv öffentlich gemacht hat. Nachdem 

ein offener Brief an die Geschäftsleitung ohne 
Resonanz blieb, besorgte er sich nach Bera-
tung mit der FAU einen Anwalt und zog vor 
Gericht. Der Prozess endete schließlich mit 
einem Vergleich. Das Kino Babylon muss ihm 
zwei Monate Lohn nachzahlen.

Ein bescheidener Erfolg, ein individueller 
zudem, der aber andeutet, was möglich wäre. 
Bereits diese kleine juristische Auseinander-
setzung provozierte eine ganze Reihe von 

kritischen Presseberichten, die die Geschäfts-
leitung des Babylons erheblich unter Druck 
setzte. "Die Geschäftsführer entwerfen schon 
das Drohszenario, dass das Babylon demnächst 
schließen muss und alle ihren Job verlieren, 
weil Jason geklagt hat", weiß ein noch dort 
Arbeitender zu berichten.

Pikanterweise wird das Babylon nämlich 
mit mindestens 320.000 Euro pro Jahr vom 
rot-roten Senat subventioniert. Mehr noch als 
andere Kinos ist es damit durch öffentlichen 
Druck angreifbar. 

Dafür bedarf es natürlich einer entschlos-
senen Belegschaft. Dass dieser aktuelle Fall, 
wie es ein Sprecher des Berliner Mayday Bünd-
nisses in einer Presseerklärung ausdrückte, 
zeige, "dass eine Vernetzung von Prekarisier-
ten sinnvoll ist und zum Erfolg führen kann", 
verfehlt nämlich leider ein wenig die Realität. 
Die Prekarisierten im Babylon begannen zu-

mindest erst nach dem Prozess sich zaghaft zu 
bewegen. Bis dato arrangierten sie sich – wie 
so oft in solchen Beschäftigungsverhältnissen 
– mit der Situation oder suchten sich einen 
neuen Job.

Inzwischen wird immerhin über die Grün-
dung eines Betriebsrats diskutiert. Mal schau-
en, vielleicht reicht es ja auch für eine kämp-
ferische Gewerkschaft.

Hansi Oostinga

http://www.freiheitstattangst.de

